
SONDERBAUVORSCHRIFTEN 

I 1 Zweck 

Der vorliegende Gestaltungsplan bezweckt die Erstellung einer gut ins 
Orts- und Quartierbild eingebetteten Wohnüberbauung von hoher Wohn- und 
Sledlungsqualltä.t. 

I 2 C..cltungsbereJc.h 

Der Gestaltungsplan und die Sonderbauvorschriften gelten für das im 
Gestaltungsplan durch eine punktierte Linie gekennzeichnete Gebiet. 

I 3 Stellung dt".r Bauordnung 

Soweit die Sonderbauvorschriften nichts anderes bestimmen, gelten dle 
Bau- und Z..onenvorschrift.en der Gemeinde und die einschlägigen kantonalen 
Bauvorschriften. 

I 4 Nutzung 

Das vom Plan erfasste Gebiet ist eine Wohnzone. Zugelassen sind 
Wohnbauten sowie Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe, die entsprechend den 
örtlichen Verhältnissen nicht stören. 

I 5 Ausnützung 

Es gflt die im Gestaltungsplan ausgewiesene Bruttogeschossfläche. 

§ 6 Massvorsc.hriftcn 

Das maximale Ausma.-;s ober·· und unterirdischer Bauten ergibt sich aus 
den im Plan eingetragenen Haubereichen, zusätzlichen im Plan eingetragenen 
Mass-He.schrankungen (Gebäudet 1efe} uw.i dt>n zulä!'.sigen Gt>~'ichosszahlen . Diese 
durfcn unter Vorbehalt .. un § I nicht oberschritten werden. Eine 
Unt erschreit.ung ist - soweit im Plan nicht ausgc>..schlossen - zuiassig, sofern 
dadurch weder öffentliche noch achtenswerte nachbarliche Interessen verletzt 
werden und der Plan dadurch nicht in den Grundzügen verändert wird. 

§ 7 Kleinhuutcn 

Ole Baubehörde k<1Pn öffentliche oder allgemein zugängliche Kleinbauten 
bis 20 rn2 Grundfläche, die als eingP..schossige An- und Nebenbauten errichtet 
werden, im Rahmen der übrigen baupolizeiliehen Bestimmungen auch ausserhalb 
der im Plan festgeleg ten Baubereiche zulassen. 

I 8 Grt3.nz- und Gebäudeabstände 

siehe Ge..staltungsplan 

§ 9 Fr ~chlt1 5SUng 

~ w F;ü:r <(' t ~-t:hr;,f • r !:>t.hlwo.:.u . .: ~·,t 1:ur i!u Bt '" t·u i: der im Gesta l tungsplan 
~)czvkh::c t<· u f·l ;1da·n z; 1Js::.ig. 

ln .~·tha l b !<-. ., (;(• J, uflgslwr( ... .., ·.utrl olle Privatersch! i -;ung~aniagen von 
ku Cinuuli ·>;· ;n l lHH~ru zu t' l ~>t ~rL~n u: l / ! ; untt!rhalten . 
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I 10 Gewäss<-...rschul% 

l ' HH ' ,,.s i ,·t : i< 'l ~t ~llgered1te Au. g'>t-l 1(ung der 
der Ce',_·! ; . . -.l• ·n·i cbt· 1u den l·.rd.;••<;citi,S!'Pil zu 

:!.:rt li·I-c:t w :d tl >li· krnisst· fur ßdiird l·t t•· ·: ~ Ii! zu 

f.:...fl gelten die elnsch1ägig4•n Bedingungen rle.s 
"Grundwas.'$ersdu.ttzzont~ Gheid", RHB 811 vom 19. Man: 1985 . 

Nutzungsplanes 

Dl~ C~ebäuddundationcn dürfen gernäss Schutzzonenreglement nicht 
tiefer ats 4 m ok Terruln, in jed~m Fall aber nicht tierer als die Kote 409.60 
m.O.M. gegründet wenkn. 

Die uncinge.schrünkte Bf•nüttung ttl!Pr gemeinsamen Einrichtungen wie 
Wege. Plat •e, Parkierungsanlagcn, Kinderspit• !r~iurne und -p!M zr• und dgl. ist zu 
de!~h!n. Der Unterhalt Ist durch d1e jeweils bt~rerh\ igten Grundeigcntürner zu 
übernehmen. Oies ist als öffPntlich rt-'c:ht lidw FigPntumsheschränkung im 
Grundbuch anz Utnt!rken. 

Jm f--alle einer Abparze!lienmg Ist. die.s~ Anmerkung auf das neue 
Gr·A!l<btuck zu übertragen. 

I 12 Kehrichtbeseitigung 

Die Kehrkhtt>cscit igung hat zentralisiert zu erfolgen. Es sind 
ausreichende, gegen OUSS(!O abg<>~Schirmte Abstellpiät ze fur Container vorzusehen 
oder entSJ>n~chende Plätze für Comainer Uebergabe einzurichten. 

§ 13 Kompostlf:>.rung 

:Für die Kompost lerung der Grünabfälle ist. an geeigneter Stelle ein 
Quartier -Kompostplatz gf'mäss Rkht li11ien df"..s Wangner Kornpostlerlc.onzept.e.s zu 
erstellen. 

I t• Ausnahmen 

Oie Buukmnmission k ann irn Int eressE~ ein<~r besseren ästhetischen oder 
wohnhygienischen Lösung geringfügige Abweichungen vorn Plan und von einzelnen 
dl('-<:>er ßestimmungt:~n zulassen, W(~lltl das Konzept der Lieberbauung erhalten 
bleibt, keine zwingenden kantonalen Bestimmungen verletzt werden und die 
öffentlichen und achtenswert en nachbarlichen Interessen gewahrt bleiben. 

I 15 lnk.ra!ttrelcn 

Der Gestaltungsplan und die Sonderbauvorschr i ften treten mit der 
Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft. 


